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326. Bundesgesetz: Änderung des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, des Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetzes 1984, des Gehaltsgesetzes 1956 und des Vertragsbedienstetengesetzes
1948
(NR: GP XVII IA 155/A und 120/A AB 617 S. 65. BR: AB 3492 S. 503.)

327. Bundesgesetz: 11. Schulorganisationsgesetz-Novelle
(NR: GP XVII RV 572 AB 613 S. 65. BR: 3489 AB 3493 S. 503.)

328. Bundesgesetz: Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes
(NR: GP XVII RV 575 AB 614 S. 65. BR: AB 3494 S. 503.)

329. Bundesgesetz: Änderung des Religionsunterrichtsgesetzes
(NR: GP XVII RV 561 AB 616 S. 65. BR: AB 3495 S. 503.)

326. Bundesgesetz vom 8. Juni 1988, mit dem
das Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten, das
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, das
Gehaltsgesetz 1956 und das Vertragsbedienste-

tengesetz 1948 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten,
BGBl. Nr. 101/1959, wird wie folgt geändert:

1. § 10 (Grundsatzbestimmung) lautet:

„§ 10. Die örtliche Festlegung der für die slowe-
nische Minderheit im besonderen in Betracht kom-
menden Volks- und Hauptschulen hat für jene
Gemeinden zu erfolgen, in denen zu Beginn des
Schuljahres 1958/1959 der Unterricht an Volks-
und Hauptschulen zweisprachig erteilt wurde."

2. § 16 Abs. 1 lautet:

„(1) An den zweisprachigen Volksschulen
(Volksschulklassen, Volksschulabteilungen) ist der
gesamte Unterricht auf der Vorschulstufe sowie auf
den ersten drei Schulstufen in annähernd gleichem
Ausmaß in deutscher und slowenischer Sprache zu
erteilen; von der vierten Schulstufe an ist der
Unterricht — unbeschadet des Abs. 2 — in deut-
scher Sprache zu erteilen, doch ist die slowenische
Sprache mit vier Wochenstunden als Pflichtgegen-
stand zu führen. In Volksschulklassen mit deutsch-
sprachigen und zweisprachigen Abteilungen ist der
deutschsprachige Unterricht soweit wie möglich für
alle Schüler der betreffenden Schulstufen gemein-
sam zu erteilen."

3. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt:
„§ 16 a. Für die zweisprachigen Volksschulen

(Volksschulklassen, Volksschulabteilungen) gelten
im Sinne des § 14 Abs. 1 folgende Sonderbestim-
mungen:

1. Die Zahl der Schüler in einer Klasse auf der
Vorschulstufe und der 1. bis 3. Schulstufe darf
sieben Schüler nicht unterschreiten und
20 Schüler nicht übersteigen; Vorschulgrup-
pen mit einem Unterricht an drei Tagen dür-
fen ab vier Schülern geführt werden;

2. sind auf der 1. bis 3 Schulstufe mindestens je
neun Kinder zum zweisprachigen Unterricht
angemeldet bzw. nicht angemeldet, so sind
auf diesen Schulstufen Parallelklassen zu füh-
ren;

3. in Klassen der 1. bis 3. Schulstufe, in welchen
zum zweisprachigen Unterricht angemeldete
Schüler gemeinsam mit nicht angemeldeten
Schülern unterrichtet werden, ist ein weiterer
Lehrer zur eigenständigen und verantwortli-
chen Unterrichts- und Erziehungsarbeit in
Pflichtgegenständen (ausgenommen Religion)
für 14 Wochenstunden zu bestellen (Zweit-
lehrer) ; sofern zur Erreichung des vollen Aus-
maßes der Lehrverpflichtung der Einsatz des
Zweitlehrers in dieser Verwendung in einer
weiteren Klasse erforderlich ist, ist das Aus-
maß der Verwendung als Zweitlehrer in den
einzelnen Klassen mit Zustimmung der Schul-
behörde erster Instanz entsprechend zu ver-
mindern, wobei das Ausmaß die Hälfte des
für die Pflichtgegenstände (ausgenommen
Religion) in den betreffenden Schulstufen
vorgesehenen Wochenstundenausmaßes nicht
unterschreiten darf;
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4. für gemäß § 13 zum zweisprachigen Unter-
richt angemeldete Schüler, deren Kenntnis
der slowenischen Sprache nicht ausreichend
ist, ist ein zusätzlicher Förderunterricht in
Slowenisch anzubieten, der ab drei Schülern
(erforderlichenfalls schulstufenübergreifend)
zu führen ist."

4. § 19 lautet:

„§ 19. Die für den Unterricht an den in den §§ 15
und 16 Abs. 1 angeführten Schulen (Klassen, Abtei-
lungen) und für den in den §§16 Abs. 3 und 17
angeführten Slowenischunterricht anzuwendenden
Lehrpläne sind unter Bedachtnahme auf die für die
österreichischen Volks- und Hauptschulen allge-
mein geltenden Lehrpläne und unter Zugrundele-
gung der in diesem Artikel festgesetzten Bestim-
mungen vom Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport nach Anhören des Landesschulrates für
Kärnten durch Verordnung zu erlassen. Hiebei ist
die Didaktik des zweisprachigen Unterrichtes dar-
zulegen, der Aspekt des interkulturellen Lernens zu
verankern, insbesondere das Kulturgut der Slowe-
nen unter besonderer Berücksichtigung von
Gemeinsamkeiten zu vermitteln, wobei auch klas-
senübergreifende und gemeinschaftsfördernde
Maßnahmen mit deutschsprachigen Klassen an der-
selben Schule vorzusehen sind."

5. Der bisherige Wortlaut des § 20 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)"; als neuer Abs. 2 wird
angefügt:

„(2) Den gemäß § 16 a Z 3 zu bestellenden
Zweitlehrern ist an der Pädagogischen Akademie
bzw. am Pädagogischen Institut des Bundes in
Kärnten in speziellen Vorbereitungs- und Fortbil-
dungskursen Theorie und Praxis der Teamarbeit,
soziales Lernen als Unterrichtsprinzip und Wissen
über das Kulturgut der Slowenen unter besonderer
Berücksichtigung von Gemeinsamkeiten zu vermit-
teln. Weiters sind ihnen auf freiwilliger Basis
Sprachkurse in Slowenisch anzubieten."

Artikel II

Die Schulbehörde erster Instanz kann aus beson-
deren Gründen (zB zur Erhaltung von Schulstand-
orten oder bei Mangel an entsprechenden Lehrern)
ein Abweichen von § 16 a Z 1 bis 3 des Minderhei-
ten-Schulgesetzes für Kärnten in der Fassung des
Art. 1 Z 3 bewilligen; hiebei darf im Fall des § 16 a
Z 1 nur die Untergrenze von sieben Schülern unter-
schritten und im Fall des § 16 a 2 2 nur die Tei-
lungszahl von neun Schülern überschritten werden.

Artikel III

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBl.
Nr. 302/1984, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 641/1987, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 48 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4 a ein-
gefügt:

„(4 a) Die Lehrverpflichtung von 24 Wochen-
stunden eines Lehrers im Sinne des § 16 a Z 3 des
Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, BGBl.
Nr. 101/1959, vermindert sich für jede Klasse, in
der er als Zweitlehrer verwendet wird, um eine
Wochenstunde, insgesamt höchstens um zwei
Wochenstunden. Zweitlehrer sind nach Möglich-
keit im vollen Ausmaß ihrer im Sinne des ersten
Satzes verminderten Lehrverpflichtung zu verwen-
den, wozu ihnen erforderlichenfalls vorrangig die
Verwaltung von Lehrmittelsammlungen, Leiterrest-
stunden gemäß Abs. 5, unverbindliche Übungen ua.
zu übertragen sind."

Artikel IV

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 288/
1988, wird wie folgt geändert:

An die Stelle des § 59 a Abs. 2 treten folgende
Bestimmungen:

„(2) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen mit
der Befähigung zur Unterrichtserteilung in beiden
Sprachen gebührt, wenn sie den Unterricht tatsäch-
lich in beiden Sprachen zu erteilen haben, für die
Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage von
685 S.

(2 a) Lehrern im Sinne des § 16 a 2 3 des Min-
derheiten-Schulgesetzes für Kärnten, BGBl.
Nr. 101/1959, mit 2usatzausbildung in Slowenisch
gebührt, wenn Abs. 2 auf sie nicht anzuwenden ist,
eine Dienstzulage von 150 S."

Artikel V

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 289/1988, wird wie folgt geändert:

An die Stelle des § 44 a Abs. 6 treten folgende
Bestimmungen:

„(6) Vertragslehrern des Entlohnungssche-
mas II L an zweisprachigen Schulklassen mit der
Befähigung zur Unterrichtserteilung in beiden
Sprachen gebührt, wenn sie den Unterricht tatsäch-
lich in beiden Sprachen zu erteilen haben, für die
Dauer dieser Verwendung für jede Jahreswochen-
stunde eine Dienstzulage von 364,50 S jährlich.

(7) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L
im Sinne des § 16 a 2 3 des Minderheiten-Schulge-
setzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959, mit
Zusatzausbildung in Slowenisch gebührt, wenn
Abs. 6 auf sie nicht anzuwenden ist, für jede Jahres-
wochenstunde eine Dienstzulage von 77,60 S jähr-
lich."
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Artikel VI

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1988 in Kraft. § 16 a Z l und 3 ist im Schuljahr
1988/89 jedoch nur für die Vorschulstufe sowie die
1. und 2. Schulstufe, § 16 a Z 2 ist im Schuljahr
1988/89 jedoch nur für die Vorschulstufe sowie die
1. Schulstufe und im Schuljahr 1989/90 nur für die
Vorschulstufe sowie die 1. und 2. Schulstufe anzu-
wenden.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Sie treten
frühestens mit 1. September 1988 in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt,
sowie mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 B-VG zustehenden Rechte auf den
durch dieses Bundesgesetz geregelten Gebieten ist
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport betraut.

Waldheim

Vranitzky

327. Bundesgesetz vom 9. Juni 1988, mit dem
das Schulorganisationsgesetz und das Schulun-
terrichtsgesetz geändert werden (11. Schulor-

ganisationsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/
1962, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 335/1987, wird wie folgt geändert:

1. Im § 6 Abs. 3 lautet der vorletzte Satz:

„Darüber hinaus können in den Lehrplänen auch
weitere Unterrichtsgegenstände als Freigegen-
stände (auch Freigegenstände für besonders
begabte und interessierte Schüler mit entsprechen-
den Anforderungen) und unverbindliche Übungen
sowie ein Förderunterricht vorgesehen werden."

2. § 7 lautet:

„ S c h u l v e r s u c h e

§ 7. (1) Soweit dem Bund die Vollziehung auf
dem Gebiet des Schulwesens zukommt, kann der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport
oder mit dessen Zustimmung der Landesschulrat
(Kollegium) zur Erprobung besonderer pädagogi-
scher oder schulorganisatorischer Maßnahmen
abweichend von den Bestimmungen des II. Haupt-
stückes Schulversuche an öffentlichen Schulen
durchführen. Hiezu zählen auch Schulversuche zur

Entwicklung neuer Lehrplaninhalte sowie zur Ver-
besserung didaktischer und methodischer Arbeits-
formen (insbesondere sozialer Arbeitsformen) an
einzelnen Schularten.

(2) Als Grundlage für Schulversuche sind Schul-
versuchspläne aufzustellen, die das Ziel der einzel-
nen Schulversuche, die Einzelheiten ihrer Durch-
führung und ihre Dauer festlegen. Die Schulver-
suchspläne sind in den Schulen, an denen sie durch-
geführt werden, durch Anschlag während eines
Monats kundzumachen und anschließend bei den
betreffenden Schulleitungen zu hinterlegen; auf
Verlangen ist Schülern und Erziehungsberechtigten
Einsicht zu gewähren.

(3) Soweit bei der Durchführung.von Schulver-
suchen an öffentlichen Pflichtschulen deren äußere
Organisation berührt wird, bedarf es einer vorheri-
gen Vereinbarung zwischen dem Bund und dem
betreffenden Bundesland.

(4) An Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht
bedarf ein vom Schulerhalter beabsichtigter Schul-
versuch der Bewilligung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport, um die im Wege des
Landesschulrates anzusuchen ist. Die Bewilligung
ist zu erteilen, wenn die Bestimmungen des Abs. 1
erfüllt werden, ein Schulversuchsplan gemäß Abs. 2
vorliegt und der im Abs. 7 angeführte Hundertsatz
nicht überschritten wird. Die Bewilligung umfaßt
auch die Genehmigung des Schulversuchsplanes.

(5) Vor der Einführung eines Schulversuches an
einer Schule ist das Schulforum bzw. der Schulge-
meinschaftsausschuß zu hören.

(6) Die Schulversuche sind von der Schulbehörde
erster Instanz, bei allgemeinbildenden Pflichtschu-
len von der Schulbehörde zweiter Instanz, zu
betreuen, zu kontrollieren und auszuwerten, wobei
Einrichtungen der Lehreraus- und -fortbildung her-
angezogen werden können. Hiebei kommt gemäß
§ 9 des Artikels II der 4. Schulorganisationsgesetz -
Novelle, BGBl. Nr. 234/1971, für den betreffenden
Bereich geschaffenen Einrichtungen zur Schulent-
wicklung beratende Tätigkeit zu.

(7) Die Anzahl der Klassen an öffentlichen Schu-
len, an denen Schulversuche durchgeführt werden,
darf 5 vH der Anzahl der Klassen an öffentlichen
Schulen im Bundesgebiet, soweit es sich aber um
Pflichtschulklassen handelt, 5 vH der Anzahl der
Klassen an öffentlichen Pflichtschulen im jeweili-
gen Bundesland nicht übersteigen. Gleiches gilt
sinngemäß für Privatschulen mit Öffentlichkeits-
recht."

3. § 36 lautet:

„ F o r m e n d e r a l l g e m e i n b i l d e n d e n
h ö h e r e n S c h u l e n

§ 36. Folgende Formen der allgemeinbildenden
höheren Schulen — abgesehen von den Sonderfor-
men (§ 37) — kommen in Betracht:
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1. mit Unter- und Oberstufe:
a) das Gymnasium,
b) das Realgymnasium,
c) das Wirtschaftskundliche Realgymnasium;

2. nur mit Oberstufe: das Oberstufenrealgymna-
sium."

4. § 37 Abs. 1 lautet:

„(1) Sonderformen der allgemeinbildenden
höheren Schulen sind:

1. das Aufbaugymnasium und das Aufbaureal-
gymnasium,

2. das Gymnasium für Berufstätige, das Real-
gymnasium für Berufstätige und das Wirt-
schaftskundliche Realgymnasium für Berufs-
tätige,

3. allgemeinbildende höhere Schulen unter
besonderer Berücksichtigung der musischen
oder der sportlichen Ausbildung,

4. allgemeinbildende höhere Schulen für Kör-
perbehinderte."

5. § 37 Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) Das Gymnasium für Berufstätige, das Real-
gymnasium für Berufstätige und das Wirtschafts-
kundliche Realgymnasium für Berufstätige umfas-
sen neun Semester. Sie haben die Aufgabe, Perso-
nen, die die achte Schulstufe erfolgreich abge-
schlossen haben und das 17. Lebensjahr spätestens
im Kalenderjahr der Aufnahme vollenden sowie
eine Berufsausbildung abgeschlossen haben oder in
das Berufsleben eingetreten sind, zum Bildungsziel
einer allgemeinbildenden höheren Schule zu füh-
ren.

(4) Für Beamte und Vertragsbedienstete in
Unteroffiziersfunktion sowie für Wehrpflichtige,
die den Wehrdienst als Zeitsoldat leisten, kann an
der Theresianischen Militärakademie ein Realgym-
nasium für Berufstätige in einer gegenüber dem im
Abs. 3 genannten Ausmaß verringerten Dauer
geführt werden."

6. § 38 Abs. 2 lautet:

„(2) In erziehlicher Hinsicht haben die Höheren
Internatsschulen insbesondere die Aufgabe, die
Erziehung auf lebenskundlichem Gebiet zu gewäh-
ren sowie die musischen Anlagen der Zöglinge, ihre
Ausbildung in Fertigkeiten, ihre Leibeserziehung
und ihre Beziehungen zur Gemeinschaft zu för-
dern."

7. § 38 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Höheren Internatsschulen können auch
als Anstalten für Knaben oder als Anstalten für
Mädchen geführt werden."

8. § 38 Abs. 5 entfällt.

9. § 39 Abs. 1 lautet:
„(1) Im Lehrplan (§ 6) der im § 36 genannten

Formen der allgemeinbildenden höheren Schulen
sind als Pflichtgegenstände vorzusehen:

1. in allen Formen:
Religion, Deutsch, eine lebende Fremdspra-
che, Geschichte und Sozialkunde, Geographie
und Wirtschaftskunde, Mathematik, Biologie
und Umweltkunde, Physik, Chemie, Psycho-
logie und Philosophie (in der Oberstufe),
Informatik (in der Oberstufe), Musikerzie-
hung, Bildnerische Erziehung, Werkerzie-
hung (für Knaben und Mädchen gemeinsam
oder getrennt, in der 1. und 2. Klasse), Leibes-
übungen;

2. in den folgenden Formen überdies:
a) im Gymnasium:

Latein (3. bis 8. Klasse), alternativ Grie-
chisch oder eine zweite lebende Fremd-
sprache (5. bis 8. Klasse);

b) im Realgymnasium:
alternativ Latein oder eine zweite lebende
Fremdsprache (5. bis 8. Klasse; Latein
alternativ auch aufbauend auf Latein der
3. und 4. Klasse des Gymnasiums), Geo-
metrisches Zeichnen (in der Unterstufe),
alternativ Darstellende Geometrie oder
ein ergänzender Unterricht in den Unter-
richtsgegenständen Biologie und Umwelt-
kunde, Physik sowie Chemie, alternativ
Technisches Werken und Textiles Werken
(3. und 4. Klasse);

c) im Wirtschaftskundlichen Realgymna-
sium:
alternativ Latein oder eine zweite lebende
Fremdsprache (5. bis 8. Klasse), Haus-
haltsökonomie und Ernährung, ein ergän-
zender Unterricht in Geographie und
Wirtschaftskunde, Biologie und Umwelt-
kunde sowie Psychologie und Philosophie
(einschließlich Praktikum), alternativ
Technisches Werken und Textiles Werken
(3. und 4. Klasse);

d) im Oberstufenrealgymnasium:
alternativ Latein oder eine zweite lebende
Fremdsprache (5. bis 8. Klasse) sowie
alternativ Instrumentalunterricht oder
Bildnerisches Gestalten und Werkerzie-
hung oder Darstellende Geometrie oder
ein ergänzender Unterricht in den Unter-
richtsgegenständen Biologie und Umwelt-
kunde, Physik sowie Chemie;

3. in allen Formen in der Oberstufe in der 6. bis
8. Klasse überdies alternative Pflichtgegen-
stände als Wahlpflichtgegenstände in einem
solchen Stundenausmaß, daß unter Einbezie-
hung der sonstigen Pflichtgegenstände gemäß
Z 1 und 2 das Gesamtstundenausmaß der
Pflichtgegenstände in der Oberstufe für alle
Schüler gleich ist; als Wahlpflichtgegenstände
kommen in Betracht:
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a) weitere Fremdsprachen (Kurzkurse), Dar-
stellende Geometrie (soweit nicht bereits
gemäß Z 2 vorgesehen), Informatik,
Musikerziehung bzw. Bildnerische Erzie-
hung (soweit einer dieser Pflichtgegen-
stände in der betreffenden Klasse nicht
bereits gemäß Z 1 zu besuchen ist), am
Wirtschaftskundlichen Realgymnasium
überdies Ernährung und Haushalt (Prakti-
kum),

b) Wahlpflichtgegenstände zur Vertiefung
und Erweiterung des Bildungsinhaltes von
für die betreffende Oberstufenform in Z 1
und 2 vorgesehenen Pflichtgegenständen,
ausgenommen Leibesübungen und gemäß
lit. a gewählte Wahlpflichtgegenstände."

10. § 39 Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) Als Freigegenstände sind im Lehrplan der im
§ 36 genannten Formen der allgemeinbildenden
höheren Schulen Fremdsprachen und Darstellende
Geometrie (soweit sie nicht Pflichtgegenstände
sind), Kurzschrift und Maschinschreiben sowie
Freigegenstände für besonders begabte und interes-
sierte Schüler mit entsprechenden Anforderungen
vorzusehen. Ferner ist der Unterricht in Wahl-
pflichtgegenständen als Freigegenstand für jene
Schüler anzubieten, die den betreffenden Wahl-
pflichtgegenstand nicht gewählt haben, sofern der
Besuch dieses Wahlpflichtgegenstandes für alle
Schüler, die ihn gewählt haben, gewährleistet ist,
die Zahl der Schüler in der betreffenden Schüler-
gruppe 15 nicht übersteigt und durch die Wahl des
Freigegenstandes keine zusätzlichen Kosten entste-
hen.

(4) Die Lehrpläne der Sonderformen (§ 37)
haben sich unter Bedachtnahme auf die besondere
Aufgabe dieser Schulen im wesentlichen nach den
Lehrplänen der entsprechenden im § 36 genannten
Formen zu richten; hiebei kann das Angebot von
Wahlpflichtgegenständen (Abs. 1 Z 3) entfallen."

11. § 40 Abs. 6 lautet:

„(6) Die Aufnahme in das Aufbaugymnasium
oder Aufbaurealgymnasium erfordert die Erfüllung
der in den Abs. 3 und 4 und im § 37 Abs. 2 genann-
ten Voraussetzungen; die Ablegung einer Auf-
nahmsprüfung entfällt bei erfolgreichem Abschluß
der Übergangsstufe. Die Aufnahme in ein Gymna-
sium für Berufstätige oder Realgymnasium für
Berufstätige oder Wirtschaftskundliches Realgym-
nasium für Berufstätige gemäß § 37 Abs. 3 erfor-
dert die Erfüllung der dort genannten Vorausset-
zungen. Für die Aufnahme in das Realgymnasium
für Berufstätige an der Theresianischen Militäraka-
demie gemäß § 37 Abs. 4 gelten neben den dort
genannten Voraussetzungen die Voraussetzungen
für die Aufnahme in ein Oberstufenrealgymnasium
sinngemäß. Für die Aufnahme in eine Sonderform
gemäß § 37 Abs. 1 Z 3 und 4 gelten die Bestimmun-

gen der Abs. 1 bis 4 sinngemäß, wobei die Auf-
nahme in Schulen unter besonderer Berücksichti-
gung der musischen oder der sportlichen Ausbil-
dung die im Hinblick auf die besondere Aufgabe
der Sonderform erforderliche. Eignung, welche
durch eine Eignungsprüfung festzustellen ist, vor-
aussetzt."

12. § 43 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Die Klassenschülerzahl an der allgemeinbil-
denden höheren Schule darf 30 nicht übersteigen
und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen
zu vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl
bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat die
Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden.

(2) Für die Wahlpflichtgegenstände sind ab der
10. Schulstufe Schülergruppen zu bilden. Eine
Schülergruppe darf nur geführt werden, wenn sich
auf der betreffenden Schulstufe mindestens fünf
Schüler für den betreffenden Wahlpflichtgegen-
stand angemeldet haben. Die Gesamtzahl der Schü-
lergruppen an einer Schule darf die vierfache
Anzahl der an dieser Schule geführten Klassen ab
der 10. Schulstufe nicht übersteigen. Die Schüler-
gruppen können klassenübergreifend geführt wer-
den; sie sind jedoch klassenübergreifend zu führen,
wenn die Zahl der angemeldeten Schüler unter 15
oder unter einer auf Grund einer Verordnung
gemäß Abs. 3 festgelegten niedrigeren Teilungszahl
liegt. Auf der 10. und 11. Schulstufe dürfen Schü-
lergruppen nur insoweit gebildet werden, als gesi-
chert ist, daß die Schüler der 12. Schulstufe das
vorgeschriebene Gesamtstundenausmaß an Wahl-
pflichtgegenständen erfüllen können."

13. §43 Abs. 4 lautet:

„(4) In den Pflichtgegenständen Leibesübungen
und Werkerziehung (für Knaben bzw. für Mäd-
chen) können Schüler mehrerer Klassen einer oder
mehrerer Schulen zusammengefaßt werden, soweit
hiedurch die gemäß Abs. 1 bzw. auf Grund des
Abs. 3 festgesetzten Höchstzahlen nicht überschrit-
ten werden."

14. § 45 Abs. 2 lautet:

„(2) Die einzelnen Formen und Sonderformen
der allgemeinbildenden höheren Bundesschulen
haben folgende Bezeichnungen zu führen:

Bundesgymnasium,
Bundesrealgymnasium,
Wirtschaftskundliches Bundesrealgymnasium,
Bundes-Oberstufenrealgymnasium,
Bundes-Aufbaugymnasium und Bundes-Aufbau-
realgymnasium,
Bundesgymnasium für Berufstätige, Bundesreal-
gymnasium für Berufstätige und Wirtschafts-
kundliches Bundesrealgymnasium für Berufstä-
tige."

15. §45 Abs. 4 entfällt.

16. § 57 lautet:

219



2462 123. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1988 — Nr. 327

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

§ 57. Die Klassenschülerzahl an einer berufsbil-
denden mittleren Schule darf 30 nicht übersteigen
und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen
zu vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl
bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat die
Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. § 43
Abs. 3 und 4 finden sinngemäß Anwendung."

17. §71 lautet:

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

§ 71. Die Klassenschülerzahl an einer berufsbil-
denden höheren Schule darf 30 nicht übersteigen
und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen
zu vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl
bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat die
Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. § 43
Abs. 3 und 4 finden sinngemäß Anwendung."

18. § 100 lautet:

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

§ 100. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungs-
anstalt für Kindergartenpädagogik darf 30 nicht
übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um
Abweisungen zu vermeiden, kann die Klassenschü-
lerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten werden;
darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu ent-
scheiden. § 43 Abs. 3 und 4 finden sinngemäß
Anwendung."

19. § 108 lautet:

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

§ 108. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungs-
anstalt für Erzieher darf 30 nicht übersteigen und
soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu
vermeiden, kann die Klassenschülerhöchstzahl bis
zu 20 vH überschritten werden; darüber hat die
Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. § 43
Abs. 3 und 4 finden sinngemäß Anwendung."

20. § 131 a lautet:

„ S c h u l v e r s u c h e zum g e m e i n s a m e n
U n t e r r i c h t b e h i n d e r t e r u n d n i c h t

b e h i n d e r t e r K i n d e r

§ 131 a. (1) Für die Erprobung von Maßnahmen
zur Ermöglichung des gemeinsamen Unterrichtes
behinderter Kinder und nicht behinderter Kinder in
Schulklassen können bis einschließlich zur 8. Schul-
stufe sowie im Polytechnischen Lehrgang Schulver-
suche durchgeführt werden.

(2) Innerhalb der Versuchsklassen können Lehr-
pläne verschiedener Schularten oder Schulstufen
Anwendung finden, wobei der für das Kind
gewählte Lehrplan insoweit in der Schulnachricht
(§ 19 Abs. 2 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl.

Nr. 472/1986, in seiner jeweils geltenden Fassung)
sowie im Jahreszeugnis und im Jahres- und
Abschlußzeugnis und in der Schulbesuchsbestäti-
gung (§ 22 des Schulunterrichtsgesetzes) zu ver-
merken ist, als dieser vom Lehrplan jener Schule an
der der Schulversuch geführt wird, abweicht.

(3) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen
Lernvoraussetzungen sind Unterrichtsformen und
Differenzierungsmaßnahmen zu erproben, die ein
größtmögliches Ausmaß an gemeinsamen Lernpro-
zessen ermöglichen. Hiebei ist bei Bedarf ein
zusätzlicher, sonderpädagogisch qualifizierter Leh-
rer heranzuziehen.

(4) (Grundsatzbestimmung) Für Pflichtschulen
gilt der letzte Satz des Abs. 3 als Grundsatzbestim-
mung.

(5) Schulversuche im Sinne des Abs. 1 dürfen in
nicht mehr Klassen durchgeführt werden, als 10%
der Sonderschulklassen des betreffenden Bundes-
landes entspricht.

(6) Schulversuche im Sinne des Abs. 1 können in
den Schuljahren 1988/89 bis 1992/93 begonnen
werden. Sie sind je nach der Zahl der in Betracht
kommenden Schulstufen auslaufend abzuschließen.

(7) Für Schulversuche im Sinne des Abs. 1 ist § 7
Abs. 1 bis 6 anzuwenden."

21. § 131 b entfällt.

22. In der Einleitung des § 131 c tritt an die
Stelle der Wendung „31. August 1988" die Wen-
dung „31. August 1989".

Artikel II

Artikel II der 4. Schulorganisationsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 234/1971, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 365/1982, Artikel II und
III der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 323/1975, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 142/1980, 365/1982, 271/1985 und
371/1986 sowie Artikel IV der 7. Schulorganisa-
tionsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 365/1982, werden
aufgehoben. Auf Grund dieser Bestimmungen
begonnene Schulversuche dürfen auslaufend abge-
schlossen werden.

Artikel III

Artikel VI Abs. 1 der 5. Schulorganisationsge-
setz-Novelle, BGBl. Nr. 323/1975, wird wie folgt
geändert:

„(1) Am Bundesrealgymnasium in Reutte/Tirol
darf in der Oberstufe eine Sonderform mit zusätzli-
cher Ausbildung in Metallurgie geführt werden."

Artikel IV

Am Öffentlichen Gymnasium der Stiftung The-
resianische Akademie in Wien darf in der 6. bis
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8. Klasse eine dritte lebende Fremdsprache als
Pflichtgegenstand geführt werden.

Artikel V

Das Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/
1986, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 229/1988, wird wie folgt geändert:

In den § 11 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3 a
eingefügt:

„(3 a) Die Abs. 1 bis 3 gelten für die Wahlpflicht-
gegenstände an allgemeinbildenden höheren Schu-
len (§ 39 Abs. 1 Z 3 des Schulorganisationsgeset-
zes) mit der Maßgabe, daß die Frist gemäß Abs. 1
für die Wahl der Wahlpflichtgegenstände zu
Beginn des 2. Semesters der vorangehenden Schul-
stufe festzulegen ist und daß der Eintritt in Wahl-
pflichtgegenstände zur Vertiefung und Erweite-
rung des Bildungsinhaltes eines Pflichtgegenstandes
auch in einer höheren Stufe als jener Schulstufe
erfolgen kann, in der sie erstmals angeboten wer-
den."

Artikel VI

(1) Dieses Bundesgesetz tritt nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen in Kraft:

1. Artikel I Z 1, 6 bis 8, Artikel II und Artikel V
mit 1. September 1989,

2. Artikel I Z 3 bis 5 und 9 bis 19, Artikel III und
Artikel IV hinsichtlich der 5. bis 7. und der
9. Schulstufe sowie des 1. und 2. Semesters
der Formen für Berufstätige mit 1. September
1989, der 8. und 10. Schulstufe sowie des 3.
und 4. Semesters der Formen für Berufstätige
mit 1. September 1990, der 11. Schulstufe
sowie des 5. und 6. Semesters mit 1. Septem-
ber 1991, der 12. Schulstufe sowie des 7. und
8. Semesters mit 1. September 1992 und der
13. Schulstufe sowie des 9. Semesters mit
1. September 1993 und

3. Artikel I Z 2 sowie 20 bis 22 mit 1. September
1988.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Sie treten
frühestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt in Kraft.

(3) Die Ausführungsgesetze zu Artikel I Z 20
(soweit sie den § 131 a Abs. 4 betreffen) sind inner-
halb eines Jahres zu erlassen und mit 1. September
1989 in Kraft zu setzen.

(4) § 131 c des Schulorganisationsgesetzes tritt
mit Ablauf des 31. August 1989 außer Kraft.

(5) Schulversuche, die gemäß § 7 des Schulorga-
nisationsgesetzes genehmigt worden sind, dürfen
unter Anrechnung auf die Zahl gemäß § 7 Abs. 6
des Schulorganisationsgesetzes in der Fassung des

Artikels I dieses Bundesgesetzes weitergeführt wer-
den.

(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt, ist
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport betraut. Mit der Wahrnehmung der dem
Bund gemäß Artikel 14 Abs. 8 B-VG zustehenden
Rechte ist der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport betraut.

Waldheim

Vranitzky

328. Bundesgesetz vom 9. Juni 1988, mit dem
das Land- und forstwirtschaftliche Bundes-

schulgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Land- und forstwirtschaftliche Bundesschul-
gesetz, BGBl. Nr. 175/1966, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 332/1971, 231/1977 und
231/1982 wird wie folgt geändert:

1. § 1 lautet:

„ G e l t u n g s b e r e i c h

§ 1. Dieses Bundesgesetz gilt für
1. die höheren land- und forstwirtschaftlichen

Lehranstalten,
2. die Akademien für die Ausbildung und Fort-

bildung der Lehrer an land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen, sowie der Berater im
land- und forstwirtschaftlichen Beratungswe-
sen,

3. die Schülerheime, die ausschließlich oder vor-
wiegend für Schüler der unter Z 1 und 2
genannten Schulen bestimmt sind."

2. § 3 Abs. 1 lautet:

„(1) Die öffentlichen Schulen und Schülerheime
sind allgemein ohne Unterschied der Geburt, des
Geschlechtes, der Rasse, des Standes, der Klasse,
der Sprache und des Bekenntnisses zugänglich. Aus
organisatorischen oder lehrplanmäßigen Gründen
können jedoch Schulen und Klassen sowie Schüler-
heime eingerichtet werden, die nur für Burschen
oder nur für Mädchen bestimmt sind, sofern
dadurch keine Minderung der Organisation ein-
tritt."

3. § 5 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat für jede der in diesem Bundesgesetz
geregelten Schularten Lehrpläne durch Verord-
nung festzusetzen."
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4. §5 Abs. 3 lautet:

„(3) Welche Unterrichtsgegenstände (Pflichtge-
genstände, alternative Pflichtgegenstände, Freige-
genstände, unverbindliche Übungen) in den Lehr-
plänen vorzusehen sind, wird im II. Hauptstück für
die einzelnen Schularten festgesetzt. Im Lehrplan
kann bestimmt werden, daß zwei oder mehrere der
im II. Hauptstück angeführten Pflichtgegenstände
als zusammengefaßte Pflichtgegenstände zu führen
sind. Darüber hinaus können in den Lehrplänen
auch weitere Unterrichtsgegenstände als Freigegen-
stände (auch Freigegenstände für besonders
begabte und interessierte Schüler mit entsprechen-
den Anforderungen) und unverbindliche Übungen
sowie ein Förderunterricht vorgesehen werden.
Ferner kann in den Lehrplänen der Akademien für
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer an
land- und forstwirtschaftlichen Schulen sowie der
Berater im land- und forstwirtschaftlichen Bera-
tungswesen die Einbeziehung von Formen des
Fernunterrichtes insoweit vorgesehen werden, als
dies zur Erleichterung des Besuches dieser Schulen
ohne Einschränkung des Bildungszieles zweckmä-
ßig ist."

5. § 5 Abs. 5 entfällt.

6. Die §§ 6 und 7 werden als „§ 7" und „§ 8"
bezeichnet; als neuer § 6 wird eingefügt:

„ S c h u l v e r s u c h e

§ 6. (1) Der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport kann zur Erprobung besonderer
pädagogischer oder schulorganisatorischer Maß-
nahmen abweichend von den Bestimmungen des
II. Hauptstückes Schulversuche an öffentlichen
Schulen durchführen. Hiezu zählen auch Schulver-
suche zur Entwicklung neuer Lehrplaninhalte
sowie zur Verbesserung didaktischer und metho-
discher Arbeitsformen (insbesondere sozialer
Arbeitsformen) an einzelnen Schularten.

(2) Als Grundlage für Schulversuche sind Schul-
versuchspläne aufzustellen, die das Ziel der einzel-
nen Schulversuche, die Einzelheiten ihrer Durch-
führung und ihre Dauer festlegen. Die Schulver-
suchspläne sind in den Schulen, an denen sie durch-
geführt werden, durch Anschlag während eines
Monats kundzumachen und anschließend bei den
betreffenden Schulleitungen zu hinterlegen; auf
Verlangen ist Schülern und Erziehungsberechtigten
Einsicht zu gewähren.

(3) Soweit die Durchführung von Schulversu-
chen an öffentlichen Schulen Angelegenheiten der
Schulerhaltung sowie Dienstrechtsangelegenheiten
der Lehrer betrifft, ist vor der Durchführung der
Schulversuche das Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft herzustel-
len.

(4) An Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht
bedarf ein vom Schulerhalter beabsichtigter Schul-

versuch der Bewilligung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport. Die Bewilligung ist zu
erteilen, wenn die Bestimmungen des Abs. 1 erfüllt
werden, ein Schulversuchsplan gemäß Abs. 2 vor-
liegt und der im Abs. 6 angeführte Hundertsatz
nicht überschritten wird. Die Bewilligung umfaßt
auch die Genehmigung des Schulversuchsplanes.

(5) Die Schulversuche sind vom Bundesministe-
rium für Unterricht, Kunst und Sport zu betreuen,
zu kontrollieren und auszuwerten, wobei Einrich-
tungen von Land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Akademien und Instituten herange-
zogen werden können.

(6) Die Anzahl der Klassen, an denen Schulver-
suche durchgeführt werden, darf 5 vH, bei Schul-
versuchen betreffend Lehrpläne 10 vH der Anzahl
der Klassen im Bundesgebiet nicht übersteigen."

7.§ 7 lautet:

„ B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

§ 7. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind zu ver-
stehen:

1. unter öffentlichen Schulen jene Schulen, die
vom Bund errichtet und erhalten werden (§ 8
Abs. 1);

2. unter Privatschulen jene Schulen, die nicht
vom Bund errichtet und erhalten werden und
gemäß dem Land- und forstwirtschaftlichen
Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 318/1975, zur
Führung einer gesetzlich geregelten Schulart-
bezeichnung berechtigt sind;

3. unter Pflichtgegenständen jene Unterrichtsge-
genstände, deren Besuch für alle in die betref-
fende Schule aufgenommenen Schüler ver-
pflichtend ist, sofern sie nicht vom Besuch
befreit oder im Falle des Religionsunterrichtes
auf Grund der Bestimmungen des Religions-
unterrichtsgesetzes vom Besuch abgemeldet
worden sind;

4. unter alternativen Pflichtgegenständen jene
Unterrichtsgegenstände, deren Besuch zur
Wahl gestellt wird, wobei einer von mehreren
Unterrichtsgegenständen gewählt werden
kann, und der gewählte Unterrichtsgegen-
stand wie ein Pflichtgegenstand gewertet
wird;

5. unter Förderunterricht nicht zu beurteilende
Unterrichtsveranstaltungen für Schüler, die in
Pflichtgegenständen eines zusätzlichen Lern-
angebotes bedürfen, weil sie die Anforderun-
gen in wesentlichen Bereichen nur mangelhaft
erfüllen oder wegen eines Schulwechsels
Umstellungsschwierigkeiten haben;

6. unter Freigegenständen jene Unterrichtsge-
genstände, zu deren Besuch eine Anmeldung
für jedes Unterrichtsjahr erforderlich ist, die
beurteilt werden und deren Beurteilung kei-
nen Einfluß auf den erfolgreichen Abschluß
einer Schulstufe hat;
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7. unter unverbindlichen Übungen jene Unter-
richtsveranstaltungen, zu deren Besuch eine
Anmeldung für jedes Unterrichtsjahr erfor-
derlich ist und die nicht beurteilt werden;

8. unter Errichtung einer Schule ihre Gründung
und die Festsetzung ihrer örtlichen Lage;

9. unter Erhaltung einer Schule die Beistellung
der erforderlichen Lehrer und Schulärzte
sowie des zur Betreuung des Schulgebäudes
und der übrigen Schulliegenschaften notwen-
digen Personals (Schulwart, Reinigungsperso-
nal, Heizer, Wirtschaftspersonal u. dgl.) so-
wie die Bereitstellung und Instandhaltung des
Schulgebäudes und der übrigen Schulliegen-
schaften, deren Errichtung, Beleuchtung und
Beheizung, der Lehrmittel sowie die Deckung
des sonstigen Sachaufwandes."

8. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt:

„ F ü h r u n g d e r U n t e r r i c h t s ge g e n -
s t ä n d e L e i b e s ü b u n g e n u n d L e i b e s -
e r z i e h u n g s o w i e von a l t e r n a t i v e n
P f l i c h t g e g e n s t ä n d e n , F r e i g e g e n -
s t ä n d e n , u n v e r b i n d l i c h e n Ü b u n g e n

und e i n e s F ö r d e r u n t e r r i c h t e s

§ 8 a. (1) Der Unterricht in Leibesübungen und
Leibeserziehung ist getrennt nach Geschlechtern zu
erteilen; hiebei können Schüler mehrerer Klassen
einer oder mehrerer Schulen zusammengefaßt wer-
den, soweit hiedurch die gemäß § 15 festgesetzten
Höchstzahlen nicht überschritten werden. In der
unverbindlichen Übung Leibesübungen darf der
Unterricht auch ohne Trennung nach Geschlech-
tern erteilt werden, sofern diese Unterrichtsveran-
staltung auf Sportarten beschränkt ist, bei denen
vom Standpunkt der unterschiedlichen Leistungsfä-
higkeit und der koedukativen Führung kein Ein-
wand besteht. Unter den gleichen Voraussetzungen
darf mit Genehmigung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
der Unterricht in den Pflichtgegenständen Leibes-
übungen und Leibeserziehung auch ohne Trennung
nach Geschlechtern erteilt werden, wenn bei Tren-
nung nach Geschlechtern wegen zu geringer Schü-
lerzahl nicht für alle Schüler der lehrplanmäßige
Unterricht in diesem Pflichtgegenstand erteilt wer-
den könnte.

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft unter
Bedachtnahme auf die Aufgaben der betreffenden
Schulart sowie die personellen und räumlichen
Möglichkeiten durch Verordnung zu bestimmen,
bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein
alternativer Pflichtgegenstand, ein Freigegenstand
oder eine unverbindliche Übung sowie bei welcher
Mindestzahl von Schülern ein Förderunterricht
abzuhalten sind. Bei Freigegenständen und unver-
bindlichen Übungen ist überdies zu bestimmen,

beim Unterschreiten welcher Mindestzahl von teil-
nehmenden Schülern ein solcher Unterrichtsgegen-
stand ab dem Ende des laufenden Beurteilungsab-
schnittes nicht mehr weiterzuführen ist. Sofern die
Mindestzahl für die Führung der erwähnten Unter-
richtsveranstaltungen in einer Klasse zu gering ist,
können Schüler mehrerer Klassen einer oder meh-
rerer Schulen zur Erreichung der Mindestzahl
zusammengefaßt werden; auch in diesem Fall darf
die für die betreffende Schulart geltende Klassen-
schülerhöchstzahl nicht überschritten werden."

9. § 9 lautet:

„Aufgabe

§ 9. Die höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten haben die Aufgabe, den Schülern
eine höhere allgemeine und fachliche Bildung zu
vermitteln, die sie zur Ausübung einer gehobenen
Berufstätigkeit auf land- und forstwirtschaftlichem
Gebiet befähigt und sie zugleich zur Hochschul-
reife zu führen. Hiebei ist durch praktischen Unter-
richt in den entsprechenden Lehreinrichtungen
auch eine sichere praktische Fertigkeit zu vermit-
teln."

10. § 11 lautet:

„ O r g a n i s a t i o n s f o r m e n

§ 11. (1) Die höheren land- und forstwirtschaftli-
chen Lehranstalten sind berufsbildende höhere
Lehranstalten. Sie gliedern sich in

1. Höhere Lehranstalten für allgemeine Land-
wirtschaft,

2. Höhere Lehranstalten für alpenländische
Landwirtschaft,

3. Höhere Lehranstalten für Wein- und Obst-
bau,

4. Höhere Lehranstalten für Gartenbau
(Erwerbsgartenbau, Garten- und Landschafts-
gestaltung),

5. Höhere Lehranstalten für Landtechnik,
6. Höhere Lehranstalten für Milchwirtschaft

und Lebensmitteltechnologie,
7. Höhere Lehranstalten für Forstwirtschaft

(Försterschulen),
8. Höhere Lehranstalten für Land- und Haus-

wirtschaft,
9. Sonderformen der unter Z 1 bis 8 genannten

Arten.

(2) Höhere land- und forstwirtschaftliche Lehr-
anstalten für mehrere Fachrichtungen sind in Fach-
abteilungen zu gliedern. Soweit erforderlich, sind
für die einzelnen Fachabteilungen Abteilungsvor-
stände zu bestellen, die der gemeinsamen Schullei-
tung unterstellt sind."

11. § 13 Abs. 2 lautet:

„(2) Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalt berechtigt zum Besuch einer Hoch-
schule, für die die Reifeprüfung Immatrikulations-
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Voraussetzung ist, wobei nach den Erfordernissen
der verschiedenen Studienrichtungen durch Ver-
ordnung des Bundesministers für Unterricht, Kunst
und Sport im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Wissenschaft und Forschung zu bestimmen
ist, in welchen Fällen Zusatzprüfungen zur Reife-
prüfung abzulegen sind."

12. § 14 Abs. 2 lautet:

„(2) Für jede höhere land- und forstwirtschaftli-
che Lehranstalt sind ein Leiter und die erforderli-
chen Lehrer, nötigenfalls auch Abteilungsvorstände
(§ 11 Abs. 2) zu bestellen."

13. § 15 lautet:

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

§ 15. (1) Die Klassenschülerzahl an höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten darf
30 nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschrei-
ten. Um Abweisungen zu vermeiden, kann die
Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschrit-
ten werden; darüber hat der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
zu entscheiden.

(2) Der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport hat im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft nach den
Erfordernissen durch Verordnung zu bestimmen,
bei welchen Unterrichtsgegenständen der Unter-
richt statt für die gesamte Klasse in Schülergruppen
zu erteilen ist, wenn eine hiefür festzulegende
Höchstzahl von Schülern einer Klasse überschritten
wird."

14. § 18 Abs. 1 lautet:

„(1) Als Sonderformen können höhere land- und
forstwirtschaftliche Lehranstalten für Schüler, die
nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht eine
mindestens zweijährige praktische Verwendung in
der Land- und Forstwirtschaft zurückgelegt haben
oder die mindestens zwei Stufen einer mehrjähri-
gen land- oder forstwirtschaftlichen Fachschule
erfolgreich besucht haben, geführt werden. Diese
Sonderformen haben die Aufgabe, in einem vierjäh-
rigen Bildungsgang zum Bildungsziel der höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten einer
bestimmten Fachrichtung zu führen."

15. Teil B des II. Hauptstückes lautet:

„Teil B

Akademien für die Ausbildung und Fortbildung
der Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen

Schulen sowie der Berater im land- und forstwirt-
schaftlichen Beratungswesen

a) Land- und forstwirtschaftliche berufspädagogi-
sche Akademien

A u f g a b e

§ 21. Die Land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Akademien haben die Aufgabe,
Absolventen höherer land- und forstwirtschaftli-
cher Lehranstalten und Absolventen der Universität
für Bodenkultur zu Lehrern für land- und forst-
wirtschaftliche Schulen heranzubilden, die nach
Berufsgesinnung, Berufswissen und Berufskönnen
geeignet sind, die Lehr- und Erziehungsaufgabe im
land- und forstwirtschaftlichen Bereich zu erfüllen;
ebenso sollen die Absolventen befähigt werden, im
land- und forstwirtschaftlichen Beratungs- und
Förderungsdienst zu wirken. Ferner können die
Land- und forstwirtschaftlichen berufspädagogi-
schen Akademien entsprechend den unterrichtli-
chen Erfordernissen berufspädagogische Tatsa-
chenforschung betreiben.

A u f b a u

§ 22. (1) Die Land- und forstwirtschaftlichen
berufspädagogischen Akademien umfassen

1. viersemestrige Lehrgänge für Absolventen
höherer land- und forstwirtschaftlicher Lehr-
anstalten,

2. einsemestrige Lehrgänge für Absolventen der
Universität für Bodenkultur.

(2) Die Studienveranstaltungen gliedern sich in
Vorlesungen, Seminare, Übungen, Schul- und
Internatspraxis sowie Beratungspraxis.

(3) Für die Land- und forstwirtschaftlichen
berufspädagogischen Akademien sind zur schul-
und internatspraktischen sowie zur beratungsprak-
tischen Ausbildung geeignete Schulen, Schüler-
heime und Institutionen der land- und forstwirt-
schaftlichen Beratung als Besuchseinrichtungen zu
bestimmen.

L e h r p 1 a n

§ 23. (1) Im Lehrplan der Land- und forstwirt-
schaftlichen berufspädagogischen Akademien sind
als Pflichtgegenstände vorzusehen:

1. Humanwissenschaften (insbesondere Reli-
gionspädagogik, Erziehungswissenschaft,
Unterrichtswissenschaft, Pädagogische Psy-
chologie, Pädagogische Soziologie),

2. Methodik des Fachunterrichtes, Internatspäd-
agogik, Leibeserziehung, Außerschulische
Jugenderziehung,

3. Beratungslehre und Erwachsenenbildung,
Landwirtschaftliches Organisations- und För-
derungswesen,

4. ergänzende Unterrichtsgegenstände und
Unterrichtsveranstaltungen, die im Hinblick
auf die künftige Berufstätigkeit erforderlich
sind,

5. Schul- und Internatspraktikum sowie Bera-
tungspraktikum; in der viersemestrigen Aus-
bildung ein Praxissemester.
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(2) In den Lehrplänen ist entsprechend den Bil-
dungszielen und Bildungsinhalten der einzelnen
Unterrichtsgegenstände festzulegen, ob der Unter-
richt als Vorlesung, Seminar oder Übung zu erfol-
gen hat.

A u f n a h m s v o r a u s s e t z u n g e n

§ 24. Voraussetzung für die Aufnahme in Land-
und forstwirtschaftliche berufspädagogische Aka-
demien für eine Ausbildung gemäß

1. § 22 Abs. 1 Z 1 ist die erfolgreiche Ablegung
der Reifeprüfung an einer höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalt und

2. § 22 Abs. 1 Z 2 die Erwerbung des Diplom-
grades gemäß § 35 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes an der Universität für
Bodenkultur.

L e h r a m t s - und B e f ä h i g u n g s p r ü -
f u n g

§ 25. Die Ausbildung an Land- und forstwirt-
schaftlichen berufspädagogischen Akademien
schließt mit der Lehramts- und Befähigungsprü-
fung für den land- und forstwirtschaftlichen Lehr-,
Beratungs- und Förderungsdienst ab. Die näheren
Vorschriften über die Lehramts- und Befähigungs-
prüfung werden durch ein gesondertes Bundesge-
setz geregelt.

L e h r e r

§ 26. (1) Für jede Land- und forstwirtschaftliche
berufspädagogische Akademie sind ein Direktor
und die erforderlichen Lehrer zu bestellen.

(2) Bei Bedarf können Unterrichtsveranstaltun-
gen auf bestimmte oder unbestimmte Zeit Lehrbe-
auftragten übertragen werden. Als Lehrbeauftragte
kommen Fachleute in Betracht, die nicht als Lehrer
für die betreffende Schule bestellt sind. Ein Dienst-
verhältnis wird durch einen Lehrauftrag nicht
begründet.

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des Leh-
rerdienstrechtes, bei Religionslehrern auch jene des
Religionsunterrichtsrechtes, nicht berührt.

E r r i c h t u n g

§ 27. § 20 findet sinngemäß auf die Land- und
forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akade-
mien Anwendung.

b) Land- und forstwirtschaftliche berufspädagogi-
sche Institute

A u f g a b e

§ 28. (1) Die Land- und forstwirtschaftlichen
berufspädagogischen Institute dienen:

1. der Fortbildung der Lehrer an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen, wobei auch die
Vorbereitung und Abhaltung der Lehr- und
Befähigungsprüfungen erfolgen kann,

2. der Fortbildung der Berater im land- und
forstwirtschaftlichen Beratungs- und Förde-
rungsdienst.

(2) An den Land- und forstwirtschaftlichen
berufspädagogischen Instituten können Lehrgänge,
Kurse sowie einzelne Lehrveranstaltungen, die zur
Erfüllung besonderer Unterrichtszwecke dienen,
abgehalten werden. Solche Lehrgänge, Kurse sowie
einzelne Lehrveranstaltungen können auch außer-
halb des Standortes des land- und forstwirtschaftli-
chen berufspädagogischen Institutes und auch wäh-
rend der nach Maßgabe des Schulzeitgesetzes 1985
vorlesungsfreien Zeit veranstaltet werden.

A u f b a u

§ 29. Die Bildungsaufgaben der Land- und forst-
wirtschaftlichen berufspädagogischen Institute sind
durch Vorlesungen, Seminare, Übungen und
Exkursionen zu erfüllen. Sie können auch im
Zusammenwirken mit Land- und forstwirtschaftli-
chen berufspädagogischen Akademien, mit Univer-
sitäten, Hochschulen sowie Versuchs- und For-
schungsanstalten, mit höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten sowie mit Einrichtungen
der land- und forstwirtschaftlichen Beratung und
Erwachsenenbildung durchgeführt werden.

L e h r e r

§ 30. (1) Für jedes Land- und forstwirtschaftliche
berufspädagogische Institut sind die erforderlichen
Lehrer und — sofern es nicht in organisatorischer
Verbindung mit einer Land- und forstwirtschaftli-
chen berufspädagogischen Akademie oder einer
höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt
geführt wird — ein Leiter zu bestellen.

(2) § 26 Abs. 2 und 3 findet Anwendung.

E r r i c h t u n g

§ 31. § 20 findet sinngemäß auf die Land- und
forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Institute
Anwendung."

16. An die Stelle der bisherigen §§ 32 bis 37 tre-
ten folgende §§ 32 bis 34:

„ S c h u l b e h ö r d e

§ 32. (1) Sachlich zuständige Schulbehörde für
die Schulen und Schülerheime gemäß § 1 ist der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport.

(2) Für die Angelegenheiten der Schulerrichtung,
-erhaltung und -auflassung sowie für das Lehrer-
dienstrecht ist der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft zuständig.

B e z e i c h n u n g b e r e i t s b e s t e h e n d e r
l a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e r

B u n d e s l e h r a n s t a l t e n

§ 33. Die öffentliche Land- und forstwirtschaftli-
che berufspädagogische Akademie und das öffentli-
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che Land- und forstwirtschaftliche berufspädagogi-
sche Institut in Wien-Ober-St. Veit bilden eine
Lehranstalt mit der Bezeichnung „Bundesseminar
für das land- und forstwirtschaftliche Bildungswe-
sen in Wien".

§ 34. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist betraut

1. hinsichtlich § 4 Abs. 1, 2 und 4, § 7 Z 8 und 9,
§ 8, § 11 Abs. 2 letzter Satz, § 14, § 16 Abs. 2,
§ 26, § 30 und § 32 Abs. 2 der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft;

2. hinsichtlich § 6 Abs. 3, § 8 a Abs. 1 letzter
Satz und Abs. 2 sowie § 15 Abs. 1 zweiter Satz
und Abs. 2 der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft;

3. hinsichtlich des § 13 Abs. 2 der Bundesmini-
ster für Unterricht, Kunst und Sport im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Wis-
senschaft und Forschung;

4. hinsichtlich § 4 Abs. 3, § 19 Abs. 1 und 2, § 20,
§ 27 und § 31 der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen;

5. hinsichtlich § 19 Abs. 3 der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport und dem Bundesminister für
Finanzen;

6. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen in Kraft:

1. Artikel I Z 10 mit 1. September 1988,
2. Artikel I Z 13 hinsichtlich des I.Jahrganges

mit 1. September 1989, des II. Jahrganges mit
1. September 1990, des III. Jahrganges mit
1. September 1991, des IV. Jahrganges mit
1. September 1992 und des V. Jahrganges mit
1. September 1993,

3. im übrigen mit 1. September 1989.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Sie treten
frühestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt in Kraft.

(3) Befähigungsprüfungskandidaten, die gemäß
§ 25 Abs. 2 des Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetzes in der vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes geltenden Fassung die
Abschlußprüfung vor dem 1. September 1989 abge-
legt haben, dürfen die Befähigungsprüfung gemäß
§25 des genannten Gesetzes bis 31. Dezember
1995 ablegen.

(4) Mit der Vollziehung des Art. I dieses Bundes-
gesetzes ist betraut

1. hinsichtlich Z l bis 5, Z 6 (soweit diese §6
Abs. 1, 2, 4, 5 und 6 betrifft), Z 7 (soweit diese
§ 7 Z 1 bis 7 betrifft), Z 8 (soweit diese § 8 a
Abs. 1 erster und zweiter Satz betrifft), Z 9,
Z 10 (soweit diese § 11 Abs. 1 und 2 erster
Satz betrifft), Z 14, Z 15 (soweit diese nicht
die §§26, 27, 30 und 31 betrifft) und Z 16
(soweit diese § 32 Abs. 1 und § 33 betrifft) der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport;

2. hinsichtlich Z 6 (soweit diese § 6 Abs. 3
betrifft), Z 8 (soweit diese § 8 a Abs. 1 letzter
Satz und Abs. 2 betrifft), Z 10 (soweit diese
§11 Abs. 2 zweiter Satz betrifft) und Z 13
(soweit diese § 15 Abs. 1 zweiter Satz und
Abs. 2 betrifft) der Bundesminister für Unter-
richt, Kunst und Sport im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft;

3. hinsichtlich Z 7 (soweit diese § 7 Z 8 und 9
betrifft), Z 12, Z 15 (soweit diese die §§26
und 30 betrifft) und Z 16 (soweit diese § 32
Abs. 2 betrifft) der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft;

4. hinsichtlich Z 15 (soweit diese die §§ 27 und
31 betrifft) der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen;

5. hinsichtlich Z 11 der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung.

Waldheim

Vranitzky

329. Bundesgesetz vom 9. Juni 1988, mit dem
das Religionsunterrichtsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Religionsunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 190/
1949, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 185/1957, 243/1962 und 324/1975 wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lit. g lautet:

,,g) Anstalten der Lehrer- und Erzieherbildung
(einschließlich der land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten), wobei an den Pädago-
gischen, Berufspädagogischen und Land-
und forstwirtschaftlichen berufspädagogi-
schen Akademien an die Stelle des Reli-
gionsunterrichtes der Unterricht in Reli-
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gionspädagogik tritt und in den folgenden
Bestimmungen unter Religionsunterricht
auch Religionspädagogik zu verstehen ist."

2. § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) An den öffentlichen und mit dem Öffent-
lichkeitsrecht ausgestatteten Berufsschulen, soweit
sie nicht unter Abs. 1 lit. e fallen, ist für alle Schü-
ler, die einer gesetzlich anerkannten Kirche oder
Religionsgesellschaft angehören, der Religionsun-
terricht ihres Bekenntnisses als Freigegenstand zu
führen."

3. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Gebietskörperschaften (Bund, Länder)
dürfen nur solche Personen als Religionslehrer
anstellen, die von der zuständigen kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Behörde als hiezu befähigt
und ermächtigt erklärt sind. Vor Aufnahme in das
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis als Religions-
lehrer und vor Verleihung einer schulfesten Stelle
an einen Religionslehrer ist die zuständige kirchli-
che (religionsgesellschaftliche) Behörde zu hören."

4. § 7 a Abs. 1 lautet:

„(1) Nehmen am Religionsunterricht eines
Bekenntnisses weniger als die Hälfte der Schüler
einer Klasse teil, so können die Schüler dieses
Bekenntnisses mit Schülern desselben Bekenntnis-
ses von anderen Klassen oder Schulen (derselben
Schulart oder verschiedener Schularten) zu Reli-
gionsunterrichtsgruppen zusammengezogen wer-
den, soweit dies vom Standpunkt der Schulorgani-
sation und des Religionsunterrichtes vertretbar ist."

5. Im § 7 a treten an die Stelle des Abs. 3 fol-
gende Absätze:

„(3) Nehmen am Religionsunterricht eines
Bekenntnisses in einer Klasse vier oder drei Schüler
teil, die zugleich weniger als die Hälfte der Schüler
dieser Klasse sind, oder nehmen am Religionsunter-
richt in einer Religionsunterrichtsgruppe vier oder
drei Schüler teil, die in ihren Klassen jeweils weni-
ger als die Hälfte der Schüler jeder einzelnen
Klasse sind, und konnte durch Zusammenziehung
der Schüler gemäß Abs. 1 keine höhere Zahl
erreicht werden, so beträgt die Wochenstundenan-
zahl für den Religionsunterricht (§ 2 Abs. 2) eine
Wochenstunde; diese Verminderung tritt nicht ein,
wenn der Lehrerpersonalaufwand für die Erteilung
des Religionsunterrichtes hinsichtlich der Differenz
auf das volle Wochenstundenausmaß von der
betreffenden gesetzlich anerkannten Kirche oder
Religionsgesellschaft getragen wird. In diesen Fäl-
len gebühren den Religionslehrern nur die Bezah-
lung für eine Wochenstunde, nicht jedoch sonstige
Vergütungen für finanzielle und zeitliche Aufwen-

dungen für die im Zusammenhang mit der Ertei-
lung dieses Religionsunterrichtes allenfalls erfor-
derlichen Reisebewegungen.

(4) Ein Religionsunterricht für weniger als drei
Schüler einer Klasse, die zugleich weniger als die
Hälfte der Schüler dieser Klasse sind, sowie ein
Religionsunterricht für weniger als drei Schüler
einer Religionsunterrichtsgruppe, die in ihren Klas-
sen jeweils weniger als die Hälfte der Schüler jeder
einzelnen Klasse sind, ist im vollen oder in dem in
den Abs. 2 oder 3 angeführten verminderten
Wochenstundenausmaß nur dann zu erteilen, wenn
die betreffende gesetzlich anerkannte Kirche oder
Religionsgesellschaft den Lehrerpersonalaufwand
hiefür trägt.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung
auf Religion als Wahlpflichtgegenstand an allge-
meinbildenden höheren Schulen im Sinne des § 39
Abs. 1 Z 3 lit. b des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 327/1988."

6. Im § 10 Abs. 1 werden die Worte „der Bundes-
minister für Unterricht und Kunst" durch die
Worte „der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport" ersetzt.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 1988
in Kraft.

Artikel III

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in den Wirkungsbereich des Bundes fällt,
sowie mit der Wahrnehmung des Rechtes des Bun-
des gemäß Art. 14 Abs. 8 und Art. 14 a Abs. 6 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 ist der Bundesminister für Unterricht, Kunst
und Sport betraut, soweit Abs. 2 nicht anderes
bestimmt.

(2) Mit der Vollziehung der dienst- und besol-
dungsrechtlichen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes für die Religionslehrer an land- und forst-
wirtschaftlichen Schulen des Bundes sowie mit der
Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß
Art. 14 a Abs. 6 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 hinsichtlich der dienst- und
besoldungsrechtlichen Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes für Religionslehrer an sonstigen land-
und forstwirtschaftlichen Schulen ist der Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Waldheim

Vranitzky
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